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Monika Schröttle 
Staatliche Politik und Gewalt gegen Frauen in engen 
sozialen Beziehungen - ein politiktheoretischer und 
empirischer Zusammenhang? 
„Gewalt gegen Frauen ist politisch" 
~t diesem Slogan leitete die Fraucn(haus)bewegung in den sieb.tiger Jahren eine 
nttabuisierung und Politisierung der bis dahin weitgehend im Privatbereich verbor-
~enen und verdeckten Gewalt von Männern gegen Frauen ein. Feministinnen aus 
Forschung und sozialer Praxis verwiesen darauf, dass die Gewalt, die Männer gegen 
r~uen gerade auch in Ehe- und Paarbeziehungen ausüben, kein individuelles und 
pn~~tes Randproblem ist, sondern ein weitverbreitetes soziales Problem, das durch 
poh.tische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen mitbestimmt wird, mehr noch: 
Ul di.ese funktional eingebettet ist. Männergewalt gegen Frauen wurde als ein Eckpfeiler 
patriard1aler Herrschaftsverhältnisse identifiziert, als Mittel zur Aufrechterhaltung 
~·n M~cht und patriarchalen Gcschlechterordnungen.1) 
N ither ist viel passiert. In der BRD wurde ein flächendeckendes Netz an Frauenhäusern, 
otr~fen und spezifischen Beratungsstellen für misshandelte Frauen aufgebaut und 
sEtaatlich finanziert. Die Öffentlichkeitsarbeit der Frauen- und Hilfeprojekte trieb die 
nttab · · uts1erung der Problematik weiter voran. Gewalt gegen Frauen wurde zuneh-
mend zu einem Thema der Politik. 
~achdern bis in die achtziger Jahre hinein soziale Hilfen für misshandelte Frauen im 
F ordergrund staatlicher Ambitionen . standen und die Problematik weitgehend an 
. r~uenhäuser und andere spezifische Hj]feprojekte für Frauen delegiert wmde, forderten 
~ en neunziger Jahren Vertreterinnen der feministischen Gewaltforschung und Anti-
F ewalt-Arbeit verstärkt die VerantwortLmg des Staates beim Abbau von Gewalt gegen 
.r~ue~, auch in Form von Intervention und Sanktionierung, ein.2) Zunehmend setzte 
sie eme Sichtweise durch, wonach der Abbau von Gewalt gegen Frauen, Mädchen 
~d !ungen in engen sozialen Beziehw1gen nicht mehr als Privatsache, sondern durchaus 
t.s eine Aufgabe von Staat und Gesellschaft verstanden wird. 
u iele'.?rts entstanden Interventionsprojekte und Runde TI.sehe gegen Gewalt, regional 
F nd uberregional wurden mit Unterstützung öffentlicher Gelder Kampagnen und 
J ~hveranstaltungen gegen Gewalt gegen Frauen dmchgeführt,3) und Ende letzten 
a res wurde als vorläufiger Höhepunkt dieser Entwicklungen ein zwar inhaltlich 
~~ct: weiter zu füllender, aber in der Zielrichtung weitreichender und umfassender 
l
tionsplan der Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen vor-
ge egt. 
Die Pol'f · . 
• 1 1s1erung und Delegitirnierung von Gewalt gegen Frauen w1d Gewaltmengen 
so
1
zialen Beziehungen schritt auch auf der Ebene internationaler Aktivitäten und Re-
so Utione . d 
Auf n m en neunziger Jahren weiter voran. . . 
8 den Weltfrauenkonferenzen in Peking 1995 und m New York 2000 wurde die 
ekä1:1pfung von Gewalt gegen Frauen zu einem zentralen und alle Gräben glättenden 
~e;i.e~~~men Strategieziel der internationalen Frauenbewegungen und von engagierten 
bvttaten begleitet. So wurden beispielsweise Netzwerke wie das illternationale euro „ · 
pa:sche Netzwerk von Fra11eneinriclltu11gen wr Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
Und Kinder (WAVE) eingerichtet und auf der Pekinger Aktionsplattform verbindliche 53 
rechtliche, politische und soziale Maßnahmen formuliert, die viele Regierungen und 
internationale Organisationen in der Folge übemahmen.4l 
Auch die Europäische Union und die UNO haben umfangreiche Maßnahmekataloge 
und Aktionspläne zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen ausgearbeitet, die 
eindeutig feministische Handschrift tragen und die die Regierungen auffordern, ent-
sprechende Aktivitäten in ihrem Wirkungskreis einzuleiten. Sie betonen dabei die 
„Ernsthaftigkeit und [das] Ausmaß des Problems der Gewalt gegen Frauen" und stellen sie 
in den Kontext von Menschenrechtsverletzungen und politisch-gesellschaftlicher 
Frauendiskriminierung.5l 
In der „Erklärung der Vereinten Nationen zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen vom 
20.12.1993" heißt es, die Gewalt sei „ein Ausdruck der historisch bedingten ungleichen 
Machtverhältnisse zwischen Mann und Frau[ ... ], die zu einer Beherrschung und Dis-
kriminierung der Frau durch den Mann sowie zur Verhinderung der vollen Entfaltung 
der Frau geführt haben, und [ ... ] Gewalt gegen Frauen [seit] einer der wesentlichen 
gesellschaftlichen Mechanismen [ .. . ],durch den Frauen den Männern gegenüber in 
eine untergeordnete Position gedrängt werden". 
Dieser hohe Grad der Politisierung von Gewalt gegen Frauen auf nationaler und in-
ternationaler Ebene ist ein wichtiges Ergebnis von jahrzehntelanger frauenpolitischer 
Lobbyarbeit- außerhalb und innerhalb der Institutionen. Auch wenn es bislang noch 
keine Anzeichen dafür gibt, dass Gewalt gegen Frauen abgebaut werden konnte - der 
Zeitraum dafür dürfte auch noch zu kurz bemessen sein-, ist heute auf praktisch-po-
litischer Ebene die Politikrelevanz der Problematik kaum mehr zu bestreiten. 
Dem hinkt der etablierte mainstream/malestream politikwissenschaftlicher Forschung 
hinterher, wenn er in seiner starren Abgrenzung vom sogenannten Privatbereich 
Gewalt gegen Frauen nicht als politikrelevantes Forschungsfeld betrachtet und noch 
immer einer Ideologie anhängt, wonach das Private nicht politisch und das Politische 
nicht privat ist. Dem hinken aber auch Teile der Frauen(haus)bewegung hinterher, 
wenn sie nicht erkennen, dass mit vielen früher als radikal geltenden Forderungen 
zum Abbau von Gewalt gegen Frauen heute in Gesellschaft und Politik offene Türen 
eingerannt werden, eben weil feministische Lobbyarbeit hier durchaus erfolgreich 
war, und wenn die Chance einer gezielten feministischen Beeinflussung und Bündnis-
politik von Frauen(haus)bewegung, -forschung und -politik nicht ergriffen wird, weil 
die neuen Realitäten und Möglichkeiten der Veränderung geleugnet oder weiterfüh-
rende Diskussionen behindert werden. 
Meiner Einschätzung nach geht es heute bei einer sinnvollen Politik gegen Gewalt irn 
Geschlechterverhältnis aus feministischer Sicht nicht mehr um grundsätzliche Fragen 
und Sichtweisen - ob die Gewalt patriarchalisch bedingt, ein privates oder ein 
soziales/politisches Problem ist-, denn diese Fragen scheinen weitgehend zu Gun-
sten feministischer Sichtweisen gelöst zu sein. Es geht vielmehr darum, wirkungsvolle 
und im Detail ausgearbeitete Strategien zu entwickeln, die der Komplexität des Problems 
gerecht werden, die mutig in ihrer Reichweite und zugleich weitsichtig in der 
Einschätzung der zu erwartenden Folgen sind. 
Eine wichtige Grundlage für die Ausarbeitung solcher komplexer Strategien gegen 
Gewalt ist die differenzierte Erforschung der zu Grunde liegenden persönlichen, 
sozialen und politischen Ursachen und Einflüsse auf die Gewalt. Letztere habe ich in 
meinen Forschungen unter dem Begriff der soziopolitischen Einflussfaktoren gefasst. 
Ich möchte im Folgenden einige Ergebnisse meiner kürzlich veröffentlichten em-
pirischen Untersuchung über den Zusammenhang von Politik und Gewalt im Ge-
schlechterverhältnis für die derzeitige feministische Gewaltdiskussion fruchtbar 
54 machen. 
1 
Eine empirische Untersuchung über den Zusammenhang von 
staatlicher Politik und Gewalt im Geschlechterverhältnis 
~der Untersuchung, die als politikwissenschaftliche Dissertation an der Universität 
biießen fcr.ti~gestellt w:-irde,6) wurde d~r Frage n.achgegange~, welch~ ~onkreten Ver-
.ndungslm1en und Wirkungsmechanismen zwischen staatlicher Politik und Gewalt 
gegen Frauen in engen sozialen Beziehungen bestehen. 
Gemessen daran, wie selbstverständlich in der öffentlichen Diskussion die politische 
lind ~ozia!e Bedingtheit von Gewalt gegen Frauen und ihre funktionale Einbindung in 
patnarchale Gesellschaftsstrukhiren tileoretisclr benannt wird, wurde ihr bislang in der 
empiri~clzen Sozialforschung wenig systematische Aufmerksamkeit gewidmet. Zwar 
~erweisen zahlreiche Einzelbefunde, insbesondere aus der US-amerikanischen Sozial-
orschung, auf einen bestehenden Zusammenhang zwischen staatlicher Politik, gesell-
s~haft~ichen Rahmenbedingungen und Gewalt im Geschlechterverhältnis. Sie wurden 
a er bislang weder systematisch zusammengefasst noch als Wirkungszusammenhänge 
zwischen makro- und mikrostrukturellen Faktoren differenziert und übergreifend in 
einer empirischen Studie untersucht. 
~rn theoretischen Teil der Untersuchung wurden deshalb zunächst aus dem bisherigen 
1 
orschungsstand sieben FaktorenbündeJ herausgefiltert, die auf einen Zusammen-
la.ng zwischen staatlicher Politik und Gewalt gegen Frauen verweisen: Normenver-
~tttl~ng und -akzepta.nz, Rechtsetztmg und Interventionsmaß, soziale Kontrolle und 
Ri~f tnd~n?, geschlechterpolitische Machtverteilungen, geschlechtsspezifische 
d 0 enleitb1Ider und Identitäten, struktureller Stress sowie die Systemfw1ktionalität 
er Gewalt. Diese Analysebereiche bildeten einen offenen Suchpfad für die weitere ern „ 1 Ptnsc 1e Untersuchung. 
~s bot sich an, den Zusammenhang zwischen staatlicher Politik und Gewalt im 
eschlechterverhältnis anhand der GewaJtsitua tion in ostdeutschen Paa rbeziehungen 
~o~ und nach der Wende empirisch zu überprüfen, denn mehrere soziopolitische 
1 a toren, die in der westlichen Forschung als gewaltfördernd beschrieben wurden, ~gen m der DDR nicht oder nur eingeschränkt vor, was theoretisch ein geringeres 
n e;altausmaß in ostdeutschen Paarbeziehungen vor der Wende tmd eine Gewaltzu-
a~ rne i.m ~uge der Systemumbrüche hätte bewirken müssen. So gab es in der DDR 
t gemem em hohes Maß an gesellschaftlicher Einbindtmg, sozialer Kontrolle w1d 
~.aatLichcr Interventionsbereitschaft, GewaJtdarstellw1gen in Kultur und Massenrne-
h ien w~rden zensiert, geschlechtsspezifische Rollenleitbilder und Machtverhältnisse 
;tte~ .sich in1 Kontext der sozialistischen NormenvermittJung, Wirtschafts- und Sozi-
atoltttk zumindest in der Tendenz und im Vergleich zu westlichen Verhältnissen 
~~~~.er ~nge.glichen. Hinzu kam die hohe Frauenerwerbsquote, die die ökonomischen 
Im ~ngigke1ten der Frauen von männlichen Beziehungspartnern deutlich verringerte. 
d egenzug wurde nach der Wende als Folge der dramatischen Systemumbrüche, 
s;,;eforderte.~ Anpassung der DDR-Gesellsc.haft an westliche P.olitik- und Ge-
Arbe~l~ter:erh~l tnisse und der gestiegenen sozialen Prob.lemlag~n im Ko~~ext von 
d tslos1gke1t, Arbeitsplatzunsid1erheiten und berufsb10graph1schen ßruchen m 
e~ neunziger Jallren eine drastische Zunahme von Gewalt in ostdeutschen Familien-
~ Paarbcziehungen erwartet und vielfach in Politik und Sozialwissenschaften 
D~ auptet, ohne vertiefend empirisch überprüft worden zu sein.7l 
.i~ Vorannahme eines deutlich geri.ngeren Gewaltausmaßes in ostdeutschen Paarbe-
z~e h ungen vor der Wende bestätigte sich jedoch im Rahmen meiner Untersuchung 
~ic t, ebenso wenig die These eines massiven Gewaltanstiegs gegen Frauen nach der 
/utsch~deutschen Vereinigung, obwohl ich zu Beginn der Forschungen selbst von 
ieser Eins l .. c 1atzung ausgegangen war. 55 
Gewalt gegen Frauen war in DDR-Paarbeziehungen gleich stark 
verbreitet wie in der BRD 
Die umfangreiche Sekundäranalyse aller verfügbaren Zeitdokumente w1d empirischen 
Materialien und ihre Zusammenschau mit systematischen Expertinnenbefragungen 
in verschiedenen Berufsgruppen, die mit der Problematik vor und nach der Wende in 
Beri.ilirung gekommen waren (u.a. Mitarbeiterlnnen von Polizei/Justiz, Frauenhäusern, 
Ehe-/Familienberatungsstellen und aus der sozialwissenschaftlichen Forsdrnng), 
zeigte auf: ln der DDR der siebziger und achtziger Jahre war mindestens jede fünfte 
bis siebte Frau von Thtlichkeiten oder sexueller Gewalt dw·ch den Beziehungspartner 
betroffen w1d bei jeder vierten bis fünften EhescheidWlg spielte männliche Gewalt 
eine beeinflussende Rolle.8lDiese Daten, bei denen die hohen Dunkelfelder noch nicht 
angemessen berücksichtigt sind, entsprechen den Werten aus bundesdeutschen Un-
tersuchungen, wonach in den achtziger Jahren mindestens jede fünfte bis zehnte Frau 
von Männergewalt in Ehe und Partnerschaft betroffen war.9l 
Trotz der w1terschiedlichen Rahmenbedingungen war körperliche Gewalt gegen 
Frauen in beiden Gesellschaften gleich stark verbreitet10l und sie nahm auch, wie die 
weitere Untersuchung ergab, nach der Wende quantitativ nicht zu. Wahrend bei Ge-
walt im öffentlichen Raum, etwa bei Jugend(gruppen)gewalt, Eigentumsdelikten und 
Überfällen durch Fremdtäter in Ostdeutschland nach der Wende starke Zunahmen zu 
verzeichnen waren, hat sich die Gewalt in engen sozialen Beziehungen, insbesondere 
geschlechtsspezifische BeziehWlgsgewalt, sowie die (sexuelle) Gewalt gegen Frauen 
quantitativ nicht verändert. 
Vielmehr wurden in den neuen Bundesländern durch die allgemeine Verschärfung des 
Gewnltklimas und die zunehmend offene Frnue11fei11dlichkeit in Gesellschaft und Kultur 
nach der Wende die Yermuhmg und die Wahrnehmung gespeist, die Gewalttaten 
gegen Frauen hätten sich tatsächlich erhöht. Beides ging jedoch nicht mit einer Zrn1ahme 
111n nifester Gewalt gegen Frauen, sondern mit eü1em Ansteigen der lnte11te11 Gewaltandro-
hung gegen Frauen (Wld andere Bevölkerungsgruppen) einher. Kriminologische und 
andere sozialwissenschaftliche Untersuchungen belegen in diesem Zusammenhang 
die bereits kurz nach der Wende gestiegene Angst- und Bedrohungswahrnehmung 
ostdeutscher Frauen, Opfer von sexistischer Gewalt im öffentlichen Raum zu werden. 
Diese Angst vor Gewalt sclu·änktc clie Bewegungsräume Wld Entfaltungsmöglichkeiten 
ostdeutscher Frauen ein, verkleinerte ihren Aktionsradius auf den „privaten" Raum 
von Heim und Familie und verstärkte das Gefühl, auf einen männlichen Beziehungs-
partner und Begleiter als Schutz vor körperlichen Angriffen iJn öffentlichen Raurn 
angewiesen zu sein. 11 ) Hier deutete sich bereits an, dass latente Gewalt bzw. die Andro-
hung von Gewalt für die Beeinflussung von hierarchischen Geschlechterbeziehungen 
ebenso wirkungsvoll sein kann wie manifeste Gewalt. 
Wie aber lassen sich die Wlerwarteten Befunde zum Gewaltausmaß in ostdeutsche11 
Paarbeziehungen vor und nach der Wende in Bezug auf den Zusammenhang von 
staatlicher Politik und Gewalt ün Geschlechterverhältnis mterpretieren? Haben die 
politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen doch weniger oder keinen 
Einfluss auf die Entstehung Wld Aufrechterhaltung von männlicher Gewalt gegen 
Frauen? Warum war das Gewaltausmaß m DDR-Paarbeziehungen trotz der Reduzie-
rWlg einiger potenziell gewaltbegünstigender Faktoren weiterhin hoch und warurn 
nahmen im Zuge der Systemtransformation mit dem Ansteigen gewaltbegünstigen-
der System- Wld Belashmgsfaktoren die Gewaltpotenziale nicht stärker und eindeuti-
56 ger zu? 
• 
Die ~n~lyse der Gewaltsituation in ostdeutschen Paarbeziehungen zeigte auf, dass es 
be.reits in der DDR gewaltfördernde soziopolitische Rahmenbedingungen und Ein-
~u~s: gab: die jedoch anders gelagert waren als in der westdeutschen Gesellschaft und 
ohtik. Viele der im Vorfeld vermuteten gewaltreduzierenden Faktoren waren auf 
Grund ihrer spezifischen Ausgestaltung tmd Einbindung in das Gesamtsystem nicht 
~der erwarteten Richtung wirksam und beförderten in der Wechselwirkung mit an-
eren Faktoren teilweise das Gegenteil. Die Frage, ob bestimmte Faktoren gewaltver-
8'ndernd wirksam wurden oder nicht, hing ab von ihrer konkreten Ausgestaltung im 
esamtsystem, ihren Wechselwirkungen und ihrem Zusammenspiel mit anderen ge-
w~I tbeei.nf] ussenden Faktoren. 
Wie skh aus solchen zeit- und systemvergleichenden Analysen heraus w1sere Sicht 
~uf die Ursachenzusammenhänge vertiefen lassen kann und unsere Strategien zum 
ewaltabbau verfeinern lassen können, möchte ich anhand von drei relevanten Un-
~ersuchungsaspekten konkretisieren: erstens anhand der Normenvermittlung durch 
b taat und Gesellschaft, zweitens in Bezug auf die soziale Kontrolle und Interventions-
/reitschaft und drittens hi.nsichtlich der Geschlechterpolitik, die gcschlechtsspezi-
tsche Machtverteilw1gen und Identitäten mitbestimmt. 
Normen und Normenvermittlung durch Staat und Gesellschaft 
~ie Rolle der Normen und Normenvermittlung durch Staat und Gesellschaft wurde 
111 der bis] · G d b 1 k ·' d . iengen ewaltdiskussion als sehr relevant erachtet un ezog sie l star atu 
ie .explizite Normenvermittlung zu Gewalt in den Massenmedien und Sozialisati-
~nsinstanzen. Kritisiert wurde die Gewaltlegitimierung und Gewaltpropaganda 
Murch offen gewaltverherrlichende und frauendiskriminierende Darstellungen in 
~sse~medien tmd Kultur, die ein Klima der Normalität, Duldung und Akzeptanz 
;annhchen Dominanz- und Gewaltverhaltens gegenüber Frauen schafft. Es wurde 
D av.on ausgegangen, dass über eine Verringerung von Gewalt in den Medien und die 
Utchsetzung klarer Anti-Gewalt-Normen in der Sozialisation insbesondere von Jw1-
g~n und männlichen Jugendlichen langfristig auch körperliche Gewalt gegen Frauen 
a gebaut werden könne. 
Nun waren in der DDR Gewaltdarstellungen in Massenmedien weitgehend tabu. Sie 
Wurden staatlicherseits zensiert und durch gewaltreduzierte und geschlechteregalisie-
~ende ~ormen nach dem Leitbild der sozialistischen Persönlichkeit ersetzt. Der Staat 
~ttc einen direkten Zugriff auf die Medieninhalte und konnte die vermittelten 
1°:men und Leitbilder in Kultur und Sozialisation kontrollieren und inhaltlich ~f~'c.hschaltcn. Offen frauendiskriminierendc und sexistische Inhalte wurden in der 
D izie llen DDR-Kultur nur noch eingeschränkt vermittelt. 
LUennoch setzte sich männliches Gewaltverhalten in ostdeutschen Paarbeziehungen 
G igchindert fort und die veränderte Normenvermittlung leitete letztlich weder einen 
e~a lta bba u im Gesd11ech terverhä 1 tnis noch einen Rückgang sexistischer Verhaltens-
weisen i All . rn tag der Geschlechter cm. Warum? 
~ierfür gibt es mehrere Ursachen. Zum einen wurden die Geschlechterverhältnisse in 
b:r D~R tatsächlich nur in einer Hinsicht hinterfragt, und zwar hinsichtlich der 
llruflichen Einbindung und Qualifizierung von Frauen. Andere Aspekte, etwa 
~ tagskulturelle sexistische Verhaltensweisen von Männern oder auch männliches 
F ewaJtverhalten wurden in der offiziellen Kultur nicht und auch in den inoffiziellen 
zrauengruppen nur wenig thematisiert w1d kritisiert. 
~m anderen wurden die Normen nicht in dem erwarteten Maße gewaltreduzierend 
Wtrksam., weil keine überzeugende Auseinandersetzung über diese Normen stattfand, 57 
sondern Aggressionen und Gewalt lediglich tabuisiert und geleugnet wurden. Drit-
tens konnten die offiziellen, expliziten Normen einer friedliebenden, sozialistischen 
Gesellschaft mit harmonisd1en zwischenmenschlichen Beziehungen nicht glaubwürdig 
vermittelt werden in einer Gesellschaft, die an vielen Stellen weiterhin durch einen 
hohen Grad an psychischer und physischer Gewalt geprägt war. 
Auch Gesellschaft und Sozialisation in der DDR waren von Kindheit und Jugend an 
geprägt durch Autoritarismen, psychischen Druck Lmd Machtmissbrauch in den Hier-
archien sowie durch Militarisierungstendenzen. In den Familien und Elternhäusern 
war den empirischen Befunden nach körperliche Gewalt gegenüber Kindern und 
zwischen den Partnerlnnen weiterhin stark verbreitet. Die Untersuchung zeigte auf, 
dass explizite Anti-Gewalt-Normen in einem Klima fortbestehender struktureller und 
personaler Gewalt nicht oder nur sehr oberflächlich greifen können. 
Die gewaltbeeinflussende Wirkung von gesellschaftlichen und kulturellen Normen 
beruht nicht nur und in erster Linie auf den explizit vermittelten Normen. Von minde-
stens gleichrangiger Bedeutung sind die implizit durch Gesellschaft, Politik und Kultur 
vermittelten Normen, das Zusammenspiel von expliziten und illlpliziten Normen sowie 
der Charakter und die Stringenz der Non11e11vermittlu11g zu Gewalt, da sie eine wichtige 
Grundlage für die Glaubwürdigkeit der durch Staat und Gesellschaft vermittelten Normen 
bilden. 
Friedenserziehung in staatlichen und gesellschaftlichen Sozialisationsinstanzen kann 
auch heute nicht davon abstrahieren, dass in Kultur und Politik Waffengewalt und 
Kriege als legitime Mittel der Konfliktlösung gelten, dass Rigorismen und unter-
drückerische Verhaltensweisen im Alltag als Teil erfolgreichen männlichen Rollenver-
haltens gelten und Kinder und Jugendliebe weiterhin ein hohes Maß an Gewalt in den 
Elternhäusern erfahren. Damit gewaltreduzierende Normen tatsächlich greifen 
können, muss langfristig auf allen Ebenen von Gesellschaft und Politik eine Kultur der 
konsequenten Ächnmg von physischer, psychischer und struktureller Gewalt einge-
leitet und schrittweise umgesetzt werden. 
Es wäre jedoch kontraproduktiv, dies -wie in der DDR-überwiegend über plakative 
Verbote, Tabus, Aggressions- und Konfliktvermeidung oder über die normative Setzung 
harmonisierender IdealvorstellLmgen des Zusammenlebens von oben erreichen zu 
wollen. Notwendig scheint vielmehr eine aktive Ausei11nndersetz1111g mit Aggressionen 
und Gewalt und eine prozesshafte Suche nach Verhaltensalternativen und kon-
struktiveren Umgangs- tmd Verarbeitungsformen für verschiedene gesellschaftliche 
Kontexte. 
Dies beträfe nicht nur Schulen w1d Sozialisationsi.nstanzen, sondern prinzipiell alle 
gesellschaftlichen und politischen Instanzen, angefangen von Regierungen und 
Behörden über gesellschaftl iche Gruppierungen und Projekte (aud1 im feministischen 
und Anti-Gewalt-Bereich!) bis hin zu kleineren Gemeinschaften, Subkulturen und 
Familien. Denn Kinder und Jugendliche sind zwar Träger der Zukunft, wir Erwachsenen 
aber geben mit unseren Institutionen, unserem Verhalten und unserer Politik das 
Modell ab. 
Gesellschaftliche Kontrolle und staatliche Interventionsbereitschaft -
das Verhältnis von Staat und Privatheit im Kontext von Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen 
Im Rahmen der westlich-feministischen Gewaltdiskussion wurde vielfach kritisiert, 
dass staatliche Instanzen bei Gewalt in der Familie und in heterosexuellen Paarbezie-
58 hungen zu wenig konsequent intervenieren und es selbst bei schweren Gewalttaten 
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häufig weder zu einem wirkungsvollen Eingreifen durch die Polizei noch zu einer 
konsequenten Strafverfolgung w1d Verurteilung der Täter kommt. 12) 
~ie mangelnde Interventionsbereitschaft und Sanktionierung durch Polizei und Justiz 
ei Gewalt gegen Frauen in engen sozialen Beziehungen wurde in rechtstaatlichen 
~ystemen wie der BRD häufig 1ni t dem gebotenen Schutz der „Privatsphäre" vor staa t-
lichen Eingriffen gerechtfertigt. Sie kommt in der Konsequenz jedoch einem staatlich 
abg_estützten Sd1utz privatisierter Gewaltverhältnisse und einer Legitimiemng der 
„pr_ivaten" Verfügungsmacht von Männern über Frauen sowie von Eltern über Kinder 
gl~ich. Wie feministische und andere kritische Politik- und Gesellschaftsanalysen auf-
~igten, ist sie auch auf diesem Interessenshintergrund historisch entstanden.13) 
ie Frage von Kontrolle, Intervention und Sanktionierung bei Männergewalt in hete-
rosexuellen Paarbeziehungen ist für einen Abbau der Gewaltverhältnisse besonders 
r~levant, weil sie darauf abzielt, weitere Gewalt zu verhindern w1d im Vorfeld poten-
z~eUen Gewalttätern zu signalisieren, ob und mit welchen Konsequenzen im Falle 
h
emer Gewalthandlung zu rechnen ist, damit also auch gewaltpräventive Wirkungen 
aben kann. 
~~ inte~ess~ter_ Aspekt der Untersuchung wai~ welche Verä~d~r~gen sich für ~ie 
Waltsituation m der DDR daraus ableiten, dass das realsoz1ahstische System eme 
~1n:ifa~sende Kontrolle und Vergesellschaftwlg der Individuen vorsah und sich nicht den 
nnzip1en der Rechtstaatlichkeit und dem Schutz der Privatsphäre der Bürgerinnen 
~~Jflichtet sah._ Theoretisch verwies die FWlktion _und Au~gestalt:mg voi: Rec~t und 
Au alkontro~le_ 11: der DDR auf einen klar form~üerten padagog1sch-erz1ehens~hen 
" ftrag, sozialistische Lebensweisen - und damit auch gewaltfreies und prosoz1ales 
verh lt 
Eine a en - au'. allen Eben~ der Gesellschaf~ durc~_usetzen. . . . 
1 vor staatlichen Emgnffen geschützte Pnvatsphare der Familien- und Paarbez1e-l~ngen.gab es offiziell nicht, da Staat, Gesellschaft und Individuen der sozialistischen 
eol?g1e nach als (Interessens-)Einheit gefasst waren. Das erhöhte den potenziellen 
staatlichen Zugriff auf Gewalt in Familien- und Paarbeziehungen und hätte diszipli-
ruerende, gewaltvermindemde Effekte zur Folge haben können. 
Die Ergebnisse der Untersuchung werfen jedoch ein neues und unerwartetes Licht 
etr~tens auf die Reichweite von sozialer KontroUe in der DDR, zweitens auf die Ausge-
s a tung. und Begründung der Grenzziehung zwischen Staat und Privatheit in beiden Systemen 
~~d drittens auf die Wirkung und Wirksamkeit von Kontrolle und Intervention für den 
w· bau ?eschJechtsspezifischer Beziehungsgewalt. 
1~ meme und andere Untersuchungen aufzeigen, existierte zwar in der DDR allge-
~~:ein hohes Maß an sozialer Kontrolle und staatlich~r Ei~isch~~g in Alltag und 
b ns?estaltung der Bürgerinnen, entgegen allgememen Emschatzungen wurde 
~~-bei _Gew~It in heterosexuellen Paarbeziehungen durch Polizei und Justiz regel-
Vi ~? rucht emgegriffen imd strafverfolgt, weniger nod1 als unter bw1desdeutsd1en 
d~rhältrtissen. l4T Auch der sozialistische Staat gewährleistete in dieser Hinsicht - wie 
p1~~ussagen sowohl von betroffenen Frauen als auch von Mitarbeiterinnen aus Justiz, 
. 
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lZei und Beratungseirlrichtungen belegen - einen Schutz der Privatsphäre, den es 
~ :echtssystem der DDR offiziell gar nicht mehr gab. 
der ;r l!n.te~suchung wurden zahlreiche MisshandJungsfälle beschrieben, bei denei: 
G oziahstISche Staat- entgegen den ideologischen und rechtlichen Vorgaben - bei 
b ~Walt gegen Frauen in Paarbeziehungen nicht eingriff, sie als „Privatproblem" 
d:n andel~e ~ld weder einen Hilfs- noch eine1'. Handlungsbedarf s~1: Teilweise wur-
k . sogai rrusshandelte Frauen, die bei staatlichen Instanzen auffallig wurden oder 
~ tiv um Hilfe ersuchten, über die Androhung von Kindesentzug und die Eintragung 
in Asozialenkarteien eingeschüchtert oder zum Schweigen gebracht. 59 
Eine Gnmd dafür war, dass die Existenz von Gewalt gegen Frauen in der DDR nicht 
dem Selbstbild des sozialistischen Staates entsprach, und ein Problem, das es per 
definitionem in der sozialistischen Gesellschaft nicht geben durfte, wurde auch durch 
staatliche w1d gesellschaftliche Instanzen weitest möglich vertuscht. DDR-Frauen gal-
ten grundsätzlich als emanzipiert und entsprechend wurde die Beendigung von Miss-
handlungsbeziehungen ausschließlich als ihr eigenes, durch konsequente Trennung 
und Scheidung zu lösendes, individuelles Beziehungsproblem gesehen. 
Bei anderen Regelverletzungen, die als gegen den Staat gerichtet eingestuft wurden, 
etwa bei Arbeitsverweigerung und politischer Opposition, gab es dagegen von staat-
licher Seite durchaus massive Interventionen in die Privatsphäre der Bürger Innen. Die 
Grenze zwischen Staat und Privatheit wurde nur dort aufgehoben und überschritten, 
wo dies staatlichen Kontroll- und Machtinteressen entsprach; Gewalt von Männern 
gegenüber Beziehtmgspartnerinnen gehörte nicht dazu und wurde entsprechend in 
der Privatheit enger sozialer Beziehungen belassen. 
In BRD und DDR gab es fast identische Rechtsnormen, was die Unzulässigkeit und 
Strafbarkeit körperlicher Gewalt gegen Personen betraf, beide Systeme setzten jedoch 
diese Normen im Ralunen ihrer staatlichen KontrolJ- und Strafverfolgungsaufgaben 
nicht konsequent um und begründeten dies explizit oder implizit mit dem Sd1lltz der 
Privatsphäre, obwohl sie in der gebotenen Grenzziehungen zwischen Staat und Priva-
theit theoretisch unterschiedliche ideologische Auffassungen vertraten. 
Dieser systemvergleichende empirische Befund legt nahe - w1d darauf verweisen 
auch einige andere historische, rechtsvergleichende und theoretische Analysen femi-
nistischer Politologinnen (u.a. Berghahn 1997, Fraser 1994, Kerchner 1997), dass die 
Grenzziehung zwischen Staat und Privatheit und die Frage nach staatlicher Interven-
tion in die Privatsphäre der Bürgerlnnen nicht nur oder überwiegend ideologischen, 
staa tstheoretischen und rechtlichen Vorgaben folgt, sondern in hohem Maße durch die 
konkreten politische Interessen der Staaten mitbestimmt ist. 
Es handelt sich keineswegs um eine natürliche, eindeutige und klar definierte Grenze, 
die innerhalb der Systeme konstant wäre, sondern um eine Grenzziehung, die je nach 
Kontext und Interessenlage flexibel gehandhabt wird. Damit wird sie aber aud1 poli-
tisch verhandelbar und Teil der politischen Auseinandersetztmg darüber, was von 
wem warum und zu welchem Zweck als „privat" definiert wird und mit welchen 
Folgen für die Individuen, Institutionen und gesellschaftlichen Gruppen. 
Wenn nun Männergewalt gegen Frauen in engen sozialen Beziehungen und elterliche 
Gewalt gegenüber Kindern rechtlich und politisd1 aus dem Schutz der Privatsphäre 
herausgenommen und delegitimiert wird, wie sid1 das sowohl in dem nationalen 
Aktionsplan zu Gewalt gegen Frauen als auch in den Interventionsprojekten gegen 
häusliche Gewalt tmd in den Gesetzesändenmgen zur gewaltfreien Erziehung andeutet, 
ist dies tatsächlich ein Durchbruch für eine machtkritische, feministisd1e Politik, weil 
damit zumindest rechtlich die letzten Bastionen straf- und sanktionsfreier körperlid1er 
Gewaltausübung im sogenannten Privatbereich fallen. 
Über die tatsächliche Wirksamkeit dieser Maßnahmen für einen Abbau von Gewalt ist 
damit allerdings noch nichts ausgesagt. Zur Frage der Wirksamkeit von Kontrolle, 
Intervention und Sanktionierung finden sich in der vorliegenden Untersuchung zwei 
wichtige Hinweise, die aufzeigen, dass eine hohe soziale Kontrolle und l11terventions-
bereitschaft staatlicherseits nod1 nid1t per se zum Abbau von Gewalt in engen sozialen 
Beziehungen beiträgt, sondern unter bestimmten Umständen auch das Gegenteil 
bewirken kann. 
Ein Aspekt bezieht sich darauf, dass in der DDR-Gesellschaft durchaus davon ausge-
60 gangen wurde, die staatliche Kontrolle und Interventionsbereitschaft würde sich auch 
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auf männ liehe Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen ersb:ecken; nur dfrekt Betroffene 
und ihr unmittelbares soziales Umfeld machten die Erfahrung, dass dies nicht der Fall 
war. 
~än~er, die Gewalt gegen Frauen ausübten, mussten theoretisch durchaus mit 
S ingr~ffen ~nd Sanktionen rechnen. Die latente Angst vor Regelverletzungen und 
.~khonen m der sozialistischen Gesellschaft trug aber keineswegs zu einem grund-
~atzlichen Abbau männlichen Gewaltverhaltens bei, sondern sie begünstigte lediglich 
b1~ Wnh/ besti111//lter Cewnllkontexte 11nrl for111e11, die in geringerem Ausmnß entdeckt wurden 
S~eben und si~h ~iner ~ußenkontrolle besser entzo?e~. . „ • „ . 
d konnte be1sp1elswe1se Männergewalt und Knmmalitat 1m offentlichen Raum 
ur~haus abgebaut werden, nicht aber die sexuelle Gewalt und andere Formen kör-
perlicher Gewalt von Männern gegen Frauen in engen sozialen Beziehungen. Indirekt 
Wurden - auch als Folge einer hohen tmd repressiven Außenkontrolle -Aggressionen 
unct Gewalt in die Heimlichkeit privater Beziehungen abgedrängt und kanalisiert. 
~iese Heimlichkeit und Privatheit von Gewalt in den Geschlechterbeziehungen wur-
e Jedoch - und dies ist der zweite wichtige Aspekt in der Analyse der Wirksamkeit 
:~~ sozialer ~ontrolle und Intervention - nicht nur durch staatliches !""f~ndeln v~n 
. en abgestutzt, sondern auch von innen durch Gesellschaft und lnd1v1duen aktiv 
mitgetragen. 
~nfolge der allgemein hohen sozialen Kontrolle und staatlichen Einmischung unter 
en ~utoritären Systembedingungen bestand in den informellen Zusammenhängen 
Und lll engen sozialen Beziehtmgen, also in Freundeskreisen, in der Nachbarschaft 
und der Arbeitswelt, ebenso wie innerhalb der Familien- und Paarbeziehungen, ein 
v~r.stärktes Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre vor staatlichem Zugriff. Das be-
~ukte auch im Falle von Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen eine Zurückhal-
i;g gegenüber der Möglichkeit, die Gewalt nad1 außen hin sichtbar werden zu lassen 
0 
er gar staatliche Instanzen einzuschalten. Als Folge solcher Schließungstendenzen 
vton innen entzog sich die Gewalt tmbemerkt und bereits im Vorfeld einer möglichen 
~ aa t~d1en Kontrolle und Sanktionierung. 
~dieser Stelle wird deutlich, dass die Grenzziehung zwischen Staat und Privatheit 
~~t:r vielschichti.? ist und den staatlichen wie auch ~en in~ividue!len W:.d kollekti~en 
cl ressen der Burgerlnnen dienen kann. Sie stützt emerse1ts tmter Umstanden patnar-
1ale Macht- und Gewaltverbälh1isse im Kleinen wie im Großen ab, und sie begrenzt 
~ndererseits-wie rechtstaatliche Prinzipien ja in Abgrenzw1g zu totalitären Systemen 
8~.tonen - staatliche Mad1t im Sinne eines berechtigten Sd1utzes der Intimsphäre der urgerinnen. 
~ine. allgemein hohe soziale Kontrolle und staatliche Interventionsbereitschaft nllei11e 
ewirkt, Wie die Analyse der Gewaltsituation in der DDR aufzeigt, noch keinen Ge-
Waltabbau · d · k · d' k · v . mengen sozialen Beziehungen, son ern sie ann m tre t sogar zu emer 
h~~rn~nderten sozialen Kontrollierbarkeit und zur Begünstigung privater Gewaltver-
f~ blisse beitragen, wenn sie Schließungstendenzen und Aggressionen nach innen 
~rdert. ~ben diese Vielschichtigkeit haben auch poütische Strategien zum Abbau von 
tewaJt un Geschled1terverhältnis zu berücksichtigen, wenn sie die Aufhebung des 
s aatJichen Scl t · · · G 1 l "lt · · · D · 1u zes pnvat1s1erter ewa tver 1a msse anv1s1eren. 
di:nr: ge~1 t es nämlich nicht mehr um eine ~llge111ei11 erh~f1te sozial.e Kon~r~lle un.d um 
. g neiel/e Auflösung der Teilung von Offentüchke1t und „Pnvathe1t als Ziel fe-
~tnistischer Politik, sondern sehr spez/fisch um die Hemllsnnl1111e von Gewalt tmd 
aditmis brauch aus dem ansonsten durchaus sinnvollen Sd1utz intimer Beziehungen 
~or staatlid1em Zugriff, mit dem Ziel, das hohe rechtsstaatüche Gut der körperlichen 
nversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 CG der BRD) auch in Familien- und Paarbeziehungen 
zu schützen.15) , , 61 
Die Frage einer Kontrolle, Intervention und Sanktionierung bei Gewalt in Farnilien-
und Paarbeziehungen spitzt sich auf die zentrale Frage zu, ob Staat und GeseUschaft 
diese Gewalt weiterhin als „privat" einstufen oder ob sie bereit sind, sie anderen For-
men personaler Gewalt gleichzustellen und sie als Problem von öffentlichem Interesse 
konsequent aus dem Schutz der Privatsphäre herauszunelunen. 
Dabei ginge es nicht, wie das zum Teil in Politik und Medienberichterstattung insbe-
sondere von linksliberalen Kritikerlnnen missverstanden wird, um eine Law-and-Or-
der-Politik oder vorrangig um die Frage von härteren Strafen bzw. einem härteren 
staatlichen Vorgehen gegenüber einer bislang als Straftat anerkannten und verfolgten 
Deliktart. Es ginge vielmehr darum, überhaupt erst ein klares Unrechtsbewusstsein 
für die Unzulässigkeit von Gewalt im Kontext von Familien- und Paarbeziehungen zu 
schaffen und den Zugriff auf diese Gewalt zu ermöglichen, was bislang in Recht, 
Politik, Gesellschaft und im Alltag heterosexueUer Paarbeziehungen noch weitgehend 
fehlt.16) 
Eine wichtige Voraussetzung, damit soziale Kontrolle und ln terven tion hier überhaupt 
im Sinne einer Gewaltreduzierung greifen können ist, dass sie Schließungs- und 
Abschottungstendenzen nach innen ent1?_egenwirkt, und dies ist wiederum nur über 
ein verändertes Bewusstsein bzw. über Uberzeugungsarbeit in der Gesellschaft und 
bei den Individuen zu erreichen. Gesetzliche und politische Maßnahmen, die eine 
Delegitirnierung privatisierter Gewaltverhältnisse und eine verstärkte staatliche Kon-
trolle und Interventionsbereitschaft einleiten, sind deshalb unbedingt zu begleiten 
durch Öffentlichkeitskampagnen und intensive gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
über die vermeintliche „Privatheit" von Gewaltverhältnissen und Machtmissbrauch 
in Familien- und Paarbeziehungen. 
Es muss ein Konsens darüber hergestellt werden, dass auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen nicht mehr als ein „pri vates" Bezie-
hungsproblem der Beteiligten gefasst wird, sondern als eine gesellschaftlich relevante 
Regelverletzung mit klar benennbaren Tätern, die alle angeht und in keiner Weise zu 
verheimlichen, zu dulden oder zu relativieren ist. Dies kann nur prozesshaft über eine 
breite Öffentlichkeitsarbeit und gesellschaftliche Diskussion erreicht werden . 
Geschlechterpolitik, Machtverteilungen und Identitäten 
Feministische Analysen gingen bislang davon aus, dass eine allgemeine Emanzipation 
von Frauen, ihre erhöhte Berufs- und Erwerbsbeteiligung und der Abbau von Abhän-
gigkeiten und Machtdiskrepanzen im Geschlechterverhältnis automatisch oder mit 
einer gewissen Konsequenz auch Gewalt im Geschlechterverhältnis zurückdrängen 
würden. Dem widersprechen die Ergebnisse meiner Untersuchung zum Teil. 
So waren DDR-Frauen hoch qualifiziert, fast durchgängig beruflich eingebtmden und 
finartZiell vergleichsweise wenig abhängig von männlichen Beziehungspartnern. Der 
mit der Angleichung der Frauen an männliche Erwerbsbiographien einhergehende 
partielle Abbau geschlechtsspezifischer MachtdiskrepartZen und auch die tendenzielle 
Egalisierung von Geschlechtsrollenleitbildem trugen jedoch nicht zu einem maßgeblichen 
Abbau märmlichen Dominanz- und Gewaltverhaltens gegenüber Frauen bei. 
Berufliche Emanzipation und finanzielle Unabhängigkeit scheinen demnach zwar 
eine notwendige Voraussetzung, nicht aber ein hinreichender Gara11t dafür zu sein, dass 
Frauen sich aus Gewaltbeziehungen besser lösen und konsequenter Grenzen setzen 
können. In der DDR gab es neben räumlichen Trennungsbarrieren - dem Fehlen von 
62 Fluchtmöglichkeiten in akuten Gewa1tsituationen17l - noch andere Hinderungsgründe 
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eige .. sequente eendigung von Gewaltbeziehungen. Das häufige Uberschreiten 
von ~r Korp~r- und Belastungsgrenzen, die Allzuständigkeit für die Zufriedenheit 
Fra ~n, Kindern, Arbeitskolleglnnen und Kollektiven, wie es das Leben vieler 
unduen hin~ der DDR prägte, stellte nur eine andere Form der Frauenausbeutung dar ver d t . d setz k er e m er Konsequenz ebenfalls, dass Frauen im Gewaltfall klare Grenzen 
en onnten 
~~~ ~~ngelnde.Emst- tmd Wahrnelun_en eigener Bedürfnisse ~d (Bela_stungs-)Grenzen 
zu funktSel~st- w1d '.rer:idanspr~ch, unmer gut und zur Zufnedenhe1t aller (anderen) 
erna . ~on1eren, wie sie auch die Lebenskonzeptionen sogenannter moderner w1d 
die ;21P1erter Frauen in westlich-kapitalistischen Gesellschaften prägen, sind Muster, 
Gew;~en ~_uf andere Weise, aber ebenso hartnäckig wie traditionelle Frauenrollen in 
Urn h. erhaltnissen verharren lassen können. 
von te~b ~eränderungen zu erreichen, bedarf es eines umfassenderen Verständnisses 
lieh wei hc~~r Emanzipation und Eigenmacht, das sich nicht ausschließlich an beruf-
Mö e~ ~d· okonomischen Gesichtspunkten orientiert, sondern zugleich auch die 
Frag ic . eit~n zur selbstbestirnmten Grenzsetzung und Lebensorientierung von 
hatu~ Jenseits altruistischer w1d heterosexistischer Weiblichkeitskonzepte im Blick 
bre:t rauen- und Geschlechterpolitik hätten sich deshalb an umfassenderen und 
i eren Mod 11 d L · "eh d d besti.Jn e en un ebensoptmnen von Frauen auszun ten un eren selbst-
rnte Gestaltung zu fördern. 
Einw · 
im G ei~es wichtiges Ergebnis der Untersuchung war, dass ein partieller Machtabbau 
zieh esc echterverhältnis nicht unbedingt mit einem Gewaltabbau in Mann-Frau-Be-
kann ungen einhergeht, sondern w1ter Umständen sogar zu Gewaltzunallmen beitragen 
Frag' Wenn männliche Macht- und Dorninanzvorstellungen nicht grundsätzlich in 
iden~t~~:te.~t und Egalisierungsprozesse nicht von beiden Geschlechtern positiv und 
ln der U starkend mitgetragen werden. 
siebz· ntersuchung deutete sich an, dass ein Teil der ostdeutschen Männer in den 
irn G tger und achtziger Jahren mit den veränderten Rollen- und Machtverteilungen 
sehr e~_chle~hterverhältnis nicht gut zurecht kam und Emanzipationsprozesse nur 
rnitt zogerhch akzeptierten bzw. vielfach auf der Einstellungsebene nicht positiv 
den r~iei:. Die massiv erhöhte Zahl der durch Frauen eingeleiteten Scheidungen seit 
bez· s1ie ziger Jahren ging mit einen männlid1en Macht- und Kontrollverlust in Paar-te 1unge inh . letzt . n e er w1d wurde zum Teil mit körperlicher Gewalt gegen Frauen als 
bea : Mittel zur Aufrechterhaltung geschlechtshierarchischer Machtverhältnisse 
Ein :1 ortet. 
rn~e Expertinnen aus dem Bereich sozialer Hilfen beschrieben in diesem Zusam-
syrnb a~g rnännliches Gewaltverhalten als Versuch, den Folgen ökonomischer und 
ken ~ isc~er Macht- und Statusverluste im Geschlechterverhältnis entgegenzuwir-
West~c~~ sie _zu _k~rnpensieren. Gewalt trat damals - _ _wie ?brigens auch heute unt~r 
dun . kapitalistischen Systembedingungen - gehauft m Trennungs- und Schei-
gssituationen auf, die durch Frauen eingeleitet werden. 
Ob 
rnän~rals Folge solcher Kontroll- und Statusverluste tatsächlich im Einzelfall zu 
Vorstel~chen Gew~_ltre~ktionen kam, hing jedoch von mehr~r~ Faktoren a~'. ~twa der 
sehe ung, ob mannhche Dominanz im Geschlechterverha ltrus als rechtrnaß1g ange-
Gew 
0
1W~d und inwieweit sie einen Teil der männlichen Rollenidentitäten bildet, ob 
gege; \ein geeignetes Mittel ist, um Konflikte zu lösen und die eig~ne_ (Vor-)~acht 
ist un~ er Frauen zu stabilisieren, ob sie vor Entdeckung und Sankhoruerung sicher 
lJrn G Welc~e Verhaltensalternativen subjektiv zur Verfügung stehen. 
eine e':"'alt im Geschlechterverhältnis langfristig abzubauen, wäre deshalb neben 
r Wirksamen Sanktionierung und Kontrolle sehr konkret bei den Einstellungen 63 
und Männlichkeitskonzeptionen anzusetzen, insbesondere bei den damit verwobenen 
Macht- w1d Dominanzvorstellungen. Auf gesellschaftlicher und politischer Ebene 
wird es darum gehen, Rollenleitbilder w1d Geschlechteridentitäten zu unterstützen, 
die es ermöglichen, männliche Macht- und Dominanzvorstellungen ebenso selbst-
bewusst zurückzuweisen wie Stereotypen von weiblicher Unterordnung und Macht-
losigkeit. 
In höherem Maße wäre auf eine Akzeptanz egalitärer Konzepte hinzuwirken. Gerade 
auch durch Teile der kritischen Männerbewegung sind hier politisch-soziale Bewusst-
seinsveränderungen und Überzeugungsprozesse einzuleiten, die sozialverträgliche 
und nicht-destruktive RoUenidentitäten bei Jungen und Männern stärken, welche 
nicht mehr auf Gewalt, Konkurrenz und männlicher Überlegenheit beruhen. 17) 
Brüche als Chance der Veränderung 
Aus makrostruktureller und machttheoretischer Sicht ist nun interessant, ob solche 
Konzeptionen zum Abbau von Gewalt und Hierardlien im Geschlechterverhältnis 
überhaupt möglich und realistisch sind, weru1 es sich bei patriarchalen Gesellschaften 
um ein System fein aufeinander abgestimmter Machtmechanismen handelt, bei denen 
die individuelle Macht und Gewalt von Männern, die kollektive Macht von Männern 
und die staatliche Mad1t und Gesellschaftsordnung sich wed1selseitig bedingen und 
funktional abstützen. 
In meiner Untersuchung zeichnete sich ab, dass diese Systeme aufeinander abge-
stimmter Macht, Gewalt und Kontrolle keineswegs so bruchlos ineinander übergehen, 
wie dies unsere ersten feministischen Analysen nahe legten. 
Weder stützt staatliche Macht immer die Macht und Gewalt des individuellen Mannes 
im Privatbereich ab - so wurde zum Beispiel in der DDR die individuelle Macht von 
Männern gegenüber weiblichen Beziehungspartnerinnen durch staatliches Handeln 
aus wirtschaftlichen und ideologischen Erwägungen heraus an einigen Stellen emp-
findlich geschwächt -, noch ist das Gewaltverhalten des individuellen Mannes in 
jedem Falle funktional für die Durchsetzung und Aufrechterhaltung von individueller 
und kollektiver Macht von Männern oder von patriarchalcn Gesellschaftsordnungen, 
denn sie kann auch dysfunktional sein Lmd das Gegenteil bewirken, etwa die Loslösung 
der Frauen aus Paarbeziehungen oder aus heterosexuellen Beziehungszusammenhängen 
überhaupt. 
Weder hatte der Abbau von (ökonomischen) Machtdiskrepanzen in den Geschlechter-
verhältnissen der DDR automatisch einen Gewaltabbau zur Folge, noch ging in ost-
deutschen Paarbeziehungen nach der Wende mit der zunehmenden Restrukturierung 
traditioneller Aufgabenteilungen und sozialer Ungleichheiten im Geschlechterver-
hälbus eine maßgebliche Zunal1me manifester Gewalt gegen Frauen in Paarbeziehungen 
einher. Ostdeutsche Männer hielten sich hier nach der Wende eher zurück, um nicht 
den Bestand der Paarbeziehungen zu gefährden, und sie riskierten weniger als zu 
DDR-Zeiten ein Auseinru1derbrechen der BeziehLmgen, um ein Minimum an Stabilität 
in der radikal sich verändernden sozialen Umwelt zu erhalten (vgl. Schröttle 1999, 
S. 339 ff.). 
Diese Befunde verweisen darauf, dass der Ausübung von Gewalt im Kontext von 
Machterhaltung oder -durchsetzung verschiedene Faktoren vorgeschaltet sind, etwa 
individuelle und kulturelle Überzeugungen, der individuelle und kol lektive Nutzen 
der Gewalt (Kosten-Nutzen-Analysen), die Frage nach geeigneten Verhaltensalter-
nativen, sowie - last not least - die persönliche Entscheidung für oder gegen Ge-
64 walt. 19) 
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Die Ta tsach d . . v h"'I . e, ass auf den verschiedenen Ebenen patnarchaler Macht- und Gewalt-
u e~ a tnisse durchaus Brüche und Divergenzen zwischen individuellen, kollektiven 
Vi 
11 
s_taatlid1en (Macht-)lnteressen bestehen, fordert nicht nur zu einem komplexeren 
v~~s~ndnis ~es Zusammenhangs von politischen und gesellschaftlichen Ursachen 
re l" ~walt un Geschlechterverhältnis heraus. Sie birgt auch die Chance in sich, 
en~ isti~che politische und gesellschaftliche Strategien zum Abbau dieser Gewalt zu 
ve wic ein, ohne makrostrukturelle und machttheoretische Zusammenhänge zu 
rnachlässigen. 
Wenn ··mli 
ner M·~a ~h Gewalt weder eine unkontrollierbare individuelle Affekthandlung einzel-
G ll
anner ist, noch eine notwendige und unveränderbare Konstante in patriard1alen 
ese schaft ·· i.ndivid en, ~ondern maßgeblich auf Einstellungen, Uberzeugungen und aud1 auf 
sie un uel_~en _wie gesamtgesellsd1aftlichen -~Osten-Nutzen-Analysen beruht, dann ist 
ges ~ dsa~ltch durch Bewusstseins- Lmd Ubcrzeugungsarbeit und dwL11 verbesserte 
Ge e l~chaftliche und staatliche Reaktionsmuster auf die Gewalt veränderbar. 
Ge se tc!:'aft und staatliche Institutionen können es zum Beispiel dem (potenziellen) 
ih:a tta~~r ~chwer machen, die Gewalt zu verheimlichen und dafür sorgen, dass sie 
funk~er~onlich mehr schadet als nützt, dass sie weder ein legitimiertes noch ein 
geg ?~1erendes Mittel zur Aufrechterhaltung von individueller Macht und Kontrolle 
lJrn enu er Frauen darstellt. 
ein solch~ Z~ele und Strategien langfristig wirkungsvoll durchzusetzen, bedarf es 
Au er_qualitativ hochwertigen w1d konzentrierten gesellschaftlichen und politischen 
tal:emai:dersetzung mit und Solidarisierung gegen Gewalt, die auf einen fundamen-
abz~tsoziokulturellen Wandel im Umgang von Staat und Gesellschaft mit Gewalt 
1e t NL · ·· 
schaftLlcl tr ei~e gute ~?erzeugw1gsarbei~ kaim hier den notwendigen __ b1:eiten.?es~ll-
Do 
1 
ien Ruckhalt fur umfassende Veranderungcn schaffen. kh pladiere für eme 
lic1~[~ strate.gie aus klarer Kontrolle und Sanktionierung einerseits, gezielter Öffent-
auf d ei tsarbett und gesellschaftlicher Auseinandersetzung mit der Gewaltproblematik 
er anderen Seite. 
Die w· ht· 
p r . ic ige Rolle der Frauenhäuser als gesellschaftliche und 
0 thsche Lobby 
~::n.der Frauenforschung w1d der Frauenpolitik haben hier die Frauenhäuser und 
Die :
10
Jekte für misshandelte Frauen in den letzten Jahrzehnten sehr viel angeschoben. 
die Frnalyse.~er Situation in Ostdeutschland vor und nach der Wende zeigte auf, dass 
vor al~uei~bauser nicht nur in ihrer Funktion als soziale Hilfseinrichtungen, sondern 
dere ~11: 111 ihrer Rolle als gesellschaftliche Amvii// i1111e11 für misshandelte Frauen w1d 
Funk~ tnder eine wichtige gesellschafts-, institutionen- und politikvcrändernde 
E on wahrnehmen 
rst durch d .. o"' ff . 
der F ie entlid1keitsarbeit und das politisch-gesellschaftliche Engagement rauenh„ 
dieG . auser und anderer spezifischer HiJfeeinrichtungen konnte nach der Wende 
und ewa[t 111 ostdeutsd1en Paarbeziehw1gen s.id1tbar gemacht und enttabuisiert werden, 
tung ~st sie lei~ete einen verbesserten Umgang von Polizei, Justiz und Sozialverwal-
Wichti or Ort mit Frauen und Kindern in Gewaltsituationen ein. Von hier gingen aud1 
Eben ge Lmpulse für einen koordinierten Gewaltabbau auf breiter gesellsd1aftlichcr 
Stelle a~s, auf der Grundlage eines vertieften Verständnisses darüber, an welchen 
en sinnvoll und wirksam anzusetzen ist. 
Gerade di . . „ 
Wird b' ese wichtige gesellschaftliche und politische Aufgabe von Frauenhausern 
rnus islang aber von staatlich er Seiten icht angemessen honoriert und finanziert. Sie 
s von den Mitarbeiterinnen vielfach - weil sie zusätzlich zur Alltagsarbeit nur 65 
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schwer zu bewältigen ist - nebenbei oder ehrenamtlich rnitgeleistet werden, anstatt 
einen konzeptionellen Arbeitsschwerpunkt der Projekte zu bilden. 
Die politisch-gesellschaftliche Lobbyarbeit und StrategiebildLmg für einen Abbau vo!l 
Gewalt im Geschlechterverhältnis auf regionaler und überregionaler Ebene, wie sie 
auch der ursprünglichen Zielsetzung feministischer Frauenhausarbeit entsprach, 
wäre künftig von staatlicher Seite angemessen zu fördern und auch in den Anforde-
rungsprofilen an Frauenhausarbeit bzw. in den Aus- und Fortbildw1gen von Frauen-
hausmitarbeiterinnen stärker als bisher zu berücksichtigen. 
Aktuell zeichnet sich ab, dass die politisch-soziale Arbeit zum Abbau von Geschlech-
tergewalt und Gewalt in engen sozialen Beziehungen sich regional, national und 
international in den nächsten Jahren verbreitern, intensivieren und konzeptione!l 
vertiefen wird. Politische Strategien müssen, um wirkungsvoll zu sein, an mehrere!l 
Stellen und auf mehreren gesellschaftlichen Ebenen gleichzeitig ansetzen. Dabei sind 
im Vorfeld die Umsetzungsschritte in ihren konkreten Wirkungsmechanismen und in 
ihrem Zusammenspiel mit verschiedenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
w1d Interessen jeweils genau zu analysieren, damit sie tatsächlich einen Gewaltabbau 
tmd nicht lediglich eine Symptom- und Ursachenverschiebung einleiten. 
Aus politisch-strategischer Sicht scheinen derzeit für einen Abbau von Gewalt iJl'l 
Geschlechterverhältnis Strategien mittlerer Reichweite mit starker Basisanbindung, 
die auf die jeweiligen regionalen Kontexte und Bedingungen zugeschnitten sind, 
sinnvoll zu sein. Sie sind flexibler als wnfassende und übergreifende Gesamtkonzepte 
von oben w1d können inl Zuge ihrer Umsetzw1g besser durch die Praxisarbeit vo!l 
Institutionen und Hilfeeinrichtungen begleitet, kontrolliert und gegebenenfalls korri-
giert werden. Breite und gut vernetzte Kampagnen auf regionaler und überregionale! 
Ebene, Workshops, runde Tische, lnterventionsprojekte und Zukunftswerkstätten, bei 
denen einzelne Strategien und Maßnahmen unter Beteiligung unterschiedlicher 
Instanzen Lmd Berufsgruppen konkretisiert und weiterentwickelt werden, sind hierfür 
die geeignete Form. 
Überzeugungs- und Bewusstseinsarbeit auf breiter gesellschaftlicher und rnultiprofes· 
sioneller Ebene wird dabei einen zentralen Stellenwert haben müssen, wenn Anti-Ge-
walt-Konzepte tatsächlich greifen sollen. Eine aktive und konstruktive Beteiligung 
und Mitwirkung gerade auch der feministischen Frauen- und Hilfeprojekte wird fi.if 
die gesellschaftsverändernde Qualität und Kraft dieser Entwicklungen ebenso entschei-
dend sein wie die Bereitschaft von staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen, 
gewaltfördernden Bedingungen gezielt und engagiert entgegenzuarbeiten. 
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